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‚Verkündetz
26.0ktober 1955

I‘m N a.m e n d e s V o l k e s_

In'8achen

dee

Klägefé und Revisionskläéers,

— Prozeßbevollmächtigtef:
_„,_‚

gegen . .!

die'Landesversicherungéansfä£t
Oldenburg_3remenä

in Oldenburg i.0.‚ vertre$e durch die Geschäfts—
führung,y ‘ ‘ —

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3. Senat des Bundessozielgericht9 auf

die mündliche Verhandlung vom 26. Oktober 1955,

‘_an der mitgewirkt haben -

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wiiä des Urteil
des Landessozialgerichts Celle vom 10, M21

1954 aufgehoben; die Sache wird zur erneu—
ten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht Celle zurückVerwiesen.

V o n Bee c h t_s w e g e n ;
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Der im Jahre 1922 geborene Kläger war zuletzt als Wachmann bei

einem Wachinstitut versicherungspfliohtig beschäftigt; sein Ar—

beitsverhältnis endete wegen Erkrankung am 28. Februar l942.1

Vom 1. Oktober 1941 bis 18. Februar 1942 stand er im Wehrdienst. _

Den Antrag des Klägers auf Gewährung einer„/nvalidenrente lehn—

te die beklagte Landesversicherungsanstaltßmit Bescheid vom

29. Februar 1952 mit der Begründung ab, daß die Wartezeit nicht

erfüllt sei° \ '

' Die Berufung des-Klägers gegen diesen Bescheid wurde vom Ober—
versicherungeamt (OVA.) Oldenburg 1.0. durch Urteil vom 15‚April

1955 zurückgewieaen° '

Ein Schreiben des Klägers von 8; Juni l953„das an die Beklagte

gerichtet war, von dieser an das OVA. Oldenburg i.0‚ weiterge-

leitet wurde und dort am 16. Juni 1953 einging, wurde vom OVA.

Oldenburg als Berufung gegen das Urteil des OVA. Oldenburg an—
gesehen. Auf eine Anfrage erhielt der Kläger vom OVA. Oldenburg

_den Bescheid ; abgesandt am30. Oktober 1953 —, daß mit dem_
1. Januar 1954 die Landessozialgerichte errichtet würden und

die Berufung "diesem Gericht" zwecks Entscheidung zugeleitet

würde. Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gab

das OVA. die Sache an das Landessozialgericht (LSGer.) Celle ab,

das den Rechtsstreit als vom 0berverwaltungagericht Lüneburg

übergegangene Sache behandelte„

Das LSGer‚ beraumte unter Abkürzung der Ladungsfrist auf einee

WocheTermin zur mündlichen Verhandlung auf den 10. Mai 1954 an„
Der Kläger_erhielt die Ladung nebst einer Abschrift der Gegen—

erklärung der Beklagten am 3. Mai 1954 zugestellt. Mit Schreiben‘

vom gleichen Tage beauftragte der Kläger seinen jetzigen Prozeß—

bevollmächtigten, RechtsanWalt'N
_

in o , mit sei—
ner-Prozeßvertretung. Rechtsanwalt N7 l‘ “erhielt den Auf—

'.—D—
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trag am 4. Mai 1954. Mit Schreiben vom 5. Mai 1954 — eingegangen

beim LSGer; am 7. Mai 1954 — bat er darum, den Termin zur münd—
lichen Verhandlung um etwa 14 Tage zu verlegen, weil er bisher

keine Gelegenheit gehabt habe, Instrukticnen von seinem Mandan—

ten einzuholen; er beantragte ferner, dem Kläger für das Be—
rufungsverfahren das Armenrecht zu bewilligen. Wie aus einem

Aktenvermerk des Senatsvorsitzenden vom 7. Mai 1954 hervorgeht,

wurde Rechtsanwalt N an diesem Tage ferhmündlich davon

verständigt, daß der Termin nicht verlegt werden könne; gleich—

wohl hielt Rechtsanwalt N seinen Verlegungsantrag auf—4

recht° *

Im Termin zur mündlichen Verhandlung am lo° Mai 1954 erschien

für den Kläger niemand. Das Gericht lehnte das Gesuch des Klä—

gers um Bewilligung des Armenrechts durch Beschluß als unzuläs—

sig ab und wies die Berufung gegen das Urteil des OVA. Oldenburg

vom 15. April 1953 durch Urteil zurück. In den Urtéilsgründen

ist festgestellt, daß der Kläger zu der mündlichenVérhandlung
—krénkheitshalber nicht erscheinen konnte. Zu dem Vérlegungsane

trag ist ausgeführt, daß "bei dem klaren Inhalt der.Akten keine

Veranlassung bestand, auf den Vertegungsäntrag einzugehen, da
.die Sache ehtscheidungsreif'war"t hie Revision wurde nicht zuge—

lassen. ‘

Gegendasam23. Junil954 angestellte Urteil desLSGer.hat
der Kläger am 23. Juii’l954 Revision eingelegt mit dem Antrag,
unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung sowie des zu—.

grundeliegenden Urteils des OVA. Oldenburg vom 15° April 1953
dem Antrag des Klägers vom 10" November 1951 stattzugeben.

Ber Kläger hat gerügt, er habe infolge der Ablehnung des Ver—

legungsantrags nicht die Möglichkeit gehabt, seine Rechte im

Verfahren vor dem L8Ger;_in ausreichendem Maße wahrzunehmen.

Der Verdegungsantrag, so macht er geltend, sei schon deshalb

begründet gewesen, weil er seinem Prozeßbevollmächtigten aus

Krankheitsgründen nicht rechtzeitig habe Instruktionen ertei—

len können; das LSGer. hätte außerdem berücksichtigen müssen,

daß er durch Krankheit gehindert gewesen sei, für sechzig Bei-
tragsmonate die Beiträge Zu bezahlen und daß er sich die Krank—
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heit, durch die er erwerbsunfähig geworden sei, bei der Wehr—
macht zugezogen habe°

}II° ' '. _ €

Da das LSGer. die Revision nicht zugelassen hat, hängt die Statt—
haftigkeit der Revision davon ab, ob der Kläger einen_tatsächlich.

vorliegenden wesentlichen Verfahrensmangel gerügt hat (5 162

Abs. 1 Nr° 2 SGG). Er hat unter diesem Gesichtspunkt vorgetragen,

daß er infolge der Ablehnung des Antrags auf‘Verlégung des Ter—

mins zur mündlichen Verhandlung nicht die
ü421ichkeit

gehabt '

habe, seine Rechte im Berufungsverfahren in ausreichendem Maße

wahrzunehmen°

_Zu den Grundgedanken, die das Verfahren vor den Sozialgerichten

bestimmen, gehört der Grundsatz der mündlichen Verhandlung (@ 124

Abs. 1 SGG). Wenn das Gericht auch im sozialgerichtlichen Ver—

‚fahren den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen hat (@ 103
SGG), so behält die mündliche Verhandlung doch auch in diesem
Verfahren die vom Gesetzgeber als wesentlich erachtete Aufgabe,

den Streitstoff mit den Beteiligten erschöpfend zu erörtern. Die

mündliche Verhandlung ist, Worauf Peters—Sautter—Wolff (Komm.

_zur Sozialgerichtsbarkeit, Stand: August 1955, Anm. 1 zu 5 124)
mit Recht hinweisen, ein Mittel zur Verwirklichung des den Be-

teiligten verbürgten rechtlichen Gehörs (@ 62 SGG). Die Betei—
ligten haben deShalb grundsätzlich ein Recht darauf, zur münd—

lichen Verhandlung zu erscheinen und mit ihren Ausführungen ge—
hört zu werden°

!
Dieses Wesensmerkmal der mündlichen Verhandlung bestimmt auch

die Voraussetzungen, die den Antrag eines Beteiligten auf Ver—

legung des Termine zur mündlichen Verhandlung zu rechtfertigen

vermögen. Nach 5 227 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 ZPO kann

das Gericht "aus erheblichen Gründen" auf Antrag oder von Amts

wegen einen Termin verlegen. Da das 8GG in dieser Hinsicht keine_

Bestimmungen über das Verfahren enthält und grundsätzliche Unter—

schiede des Zivilprozesses gegenüber dem sozialgerichtlichen Ver—

fahren-die entsprechende Anwendung des @ 227 ZPO nicht ausschlie—

ßen, ist @ 227 ZPO im sozialgerichtliohen Verfahren entsprechend

4
e

—5—
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anwendbar (& 202 SGG). Das Streben nach Beschleunigung des_Ver—
fahrens, wie es in der séit dem 1. Januar 1934 gültigen Fassung

des 5 227 ZPO zum Ausdruck kommt, kennzeichnet auch das Verfah—

ren vor dem Sozialgericht (vgl. Beschluß des BSGer. vom 11.5;

1955 — 6 RKa 13/54). Indessen darf der Grundsatz, daß’Verlegun—l

gen oder Vertagungen von Terminen mit der vom Gesetz geforder—

ten Beschleunigung des Verfahrens in Einklang zu bringen sind,

_
nicht zu einer Verkümmerung des rechtlichen Gehörs führen (vgl.

RG. in JW. 1936 s. 653 und ecz. 81 s. 321 (324); vgl. auch eva.
in AN._l9ll s. 421). Insafern kann mit Rosenberg (Lehrbuch des
Deutschen Zivilprozeßrechts, 6. Aufl., 5 67 IV 2) von einem

Recht auf Vertagung gesprochenwerden. Wennerhebliche Gründe
vorliegen, so darf ein Termin nicht nur rerlegt werden, sondern

er ist dann auch zur Sicherung des rechtlichen Gehörs zu verle—

gen. Das gilt auch, wenn das Gericht die Sache für entscheidungs—

reif hält. Der Vortrag eines Beteiligten in der mündlichen.Ver—

handlung kann dazu führen, daß das Gericht entgegen seiner bis—

herigen, aus demAkteninhalt gewonnenenAuffassung neue Gesichts—

punkte für wesentlich erachtet. Es ist demnachohne Rücksicht
darauf, ob die Sache auf”Grund des Akteninhalts entscheidungsreif

erscheint, v0m Gericht zu prüfen, ob erhebliche Gründe für eine

Verlegung des-Termins-gegeben sind.

Im vorliegenden Streitfall hat der Kläger die Ladungzu demauf
den 10. Mai 1954 enbereumt9n Termin mit einer Abschrift der Ge-

generklärung der Beklagten erst am3. Mai 1954 erhalten. Nach
_& 153 Abs. 1 in Verb ndung mit 5 110 Satz 1 SGG teilt der Vor—
sitzende Ort und Zeit der mundlichen -Verhendlung den Beteiligten

in der Regel zwei Wochen vorher mit. Zwar läßt diese Vorschrift

zu, daß die regelmäßige Ladungsfrist von zwei Wochen abgekürzt-

wird. Doch.derf diese Abkürzung keinesfalls so weit gehen, daß

den Beteiligten nicht mehr Zeit zur sachgemäßenVorbereitung der
Verhandlung bleibt. Hier war zu

berücksichtigen, daß der Kläger

vor Empfäng der Terminsladung in seiner Sache letztmels durch ein

Schreiben des OVA. Oldenburg — ebgesandt am 30. Oktober 1953 -
über den Stand des Verfahrens unterrichtet werden war. Das schrei—

ben enthielt nur die Mitteilung, daß seine Berufung nach Errich—
tung der IandessoZialgerichte

— l. Januär 1954
— "diesem Gericht"

zwecks Entscheidung zugeleitet werden wurde. Unter diesen beson—
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\» '
zum Empfang der Ladungderen Umständen kann dem Kläger, dem bis

nicht bekannt gegeben war, auf welches Landessozialgericht die

Sache übergegangen war, kein Vorwurf daraus gemacht werden, daß

er erst ein Tätigwerden des zuständigen LSGer. abwartete$ bevor

er einen Prozeßbevollmächtigten mit der_Wahrnehmung seiner Ver;

tretung betreute. Das hat er unverzüglich am gleichen Tage ge—

tan, an dem er die Ladung erhielt. Die Frist vom 4. Mai bis zum
10. Mai 1954, die dem Prozeßbevollmächtigten zur Vorbereitung"

des Termins nun noch verblieb, kann in Anbetracht des schweren

Leidens des Klägers (Friedreich’sche Ataxie) das nach der Fest—
stellung des L8Ger. sein Erscheinen in der■xerufungsverhandlung

verhindert hat, nicht als ausreichend angesehen werden. Zur Un—
terrichtung des Prozeßbevollmächtigten, dessen Kanzlei etwa

50 km vom Wohnort des Klägers entfernt liegt, blieb bei der Art

des Leidens des Klägers nur der umständliche und mehr Zeit bean—

spruchende Weg der mittelbaren Verständigung. Es konnte dem Pro—-

zeßbevollmächtigten des Klägers auch nicht zugemutet werden, die

mündliche Verhandlung ohne gründliche Information und Vorberei—

tung wahrzunehmen, da ohne genaue Kenntnis des Sachverhalts eine

sachgemäße Prozeßvertretung des Klägers nicht mögliCh war. Auch
.

die dem Gericht gegebene Befugnis, im Falle des Ausbleibens von

Beteiligten zu verhandeln und zu entscheiden (@ 110 Satz 2 SGG),

darf nicht dazu führen, daß der Grundsatz des rechtlichen Gehörs

hierbei verletzt wird. Somit lagen "erhebliche Gründe"
vor, die

den Antrag auf Verlegung der mündlichen Verhandlung rechtfertig—

ten. Daß die Zurückweisung des Verlegungsantrags nach @ 227

Abs. 2 Satz 2 in Verb. mit Abs. 3 ZPO unanfechtbar ist, hindert

nicht die Nachprüfung durch das Revisionegerieht, ob die Zurück—

weisung eine Versagung rechtlichen Gehörs bedeutet.

Der Verstoß gegen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs, der.

durch Art. l03 Abs. l GG verfassungsrechtlichen Rang erhalten

hat, stellt einen Mangel dar, der das Verfahren nicht mehr als

geeignete Grundlage für die Urteilsfindung erscheinen läßt. Er

ist also "wesentlich" im Sinne des 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG; für

das allgemeine verwaltungsgerichtliche Verfahren ist dies auch

ausdrücklich bestimmt (5 54 Abs. 2 Buchst. c BVerwGerG).
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Das angefochtene Urteil war hiernach aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an des LSGer. zurück—

zuverweisen (& 170 Abs. 2 Satz 2 SGG). Bei der erneuten Verhand—

lung wird auch zu prüfen Sein, ob die Vorschrift des 5 1263 a
Abs. 1 Nr. 2 EVO auf das Versicherungsverhälänie des Klägers

‚Anwendung findet; ' ' .

‘Die Kostenentécheidung bleibt der abschließenden Entscheidung

vorbehalten. > >
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